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3. Instanz

Datum -

Der Beschluss des Sozialgerichts Frankfurt (Oder) vom 06. Oktober 2005 wird
aufgehoben. Der Antragsgegner wird im Wege der einstweiligen Anordnung
verpflichtet, dem Antragsteller vorlÃ¤ufig, lÃ¤ngstens bis zu einer rechtskrÃ¤ftigen
Entscheidung in der Hauptsache, Eingliederungshilfe in Form der
KostenÃ¼bernahme fÃ¼r pÃ¤dagogische MaÃ�nahmen durch den privaten mobilen
Dienst Autismus im Land Brandenburg zu jeweils vier FÃ¶rdereinheiten in der
Woche in HÃ¶he von insgesamt 412,86 EUR (inkl. Verbundsarbeit und Fahrtkosten)
zu gewÃ¤hren. Der Antragsgegner hat dem Antragsteller die auÃ�ergerichtlichen
Kosten des gesamten Verfahrens zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I.

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die HÃ¶he der Kosten fÃ¼r die dem Antragsteller
vom Antragsgegner gewÃ¤hrte Eingliederungshilfe nach dem Sozialgesetzbuch
ZwÃ¶lftes Buch (SGB XII).
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Der 1992 geborene Antragsteller leidet unter frÃ¼hkindlichem Autismus mit
EntwicklungsstÃ¶rungen des Sprechens und der Sprache sowie der motorischen
Funktionen. Ferner wurden diagnostiziert: eine mittelgradige Intelligenzminderung
mit Verhaltensproblemen, Verdacht auf infantile Zerebralparese, Verdacht auf Sotos-
Syndrom mit Makrozephalie und GroÃ�wuchs, AkkomodationsstÃ¶rung sowie
schwere und durchgÃ¤ngige soziale BeeintrÃ¤chtigungen.

Der Antragsteller erhielt zuletzt seit dem Jahr 2001 Eingliederungshilfe, zunÃ¤chst
vom Jugendamt, dann vom Antragsgegner, in Form einer KostenÃ¼bernahme fÃ¼r
pÃ¤dagogische MaÃ�nahmen durch den privaten mobilen Dienst Autismus im Land
Brandenburg im Umfang von vier FÃ¶rderstunden je Woche. Die
KostenÃ¼bernahme war zuletzt befristet bis 28. Februar 2005. Erneute
Verhandlungen zwischen dem Antragsgegner und dem privaten mobilen Dienst
Autismus Ã¼ber eine Vereinbarung hinsichtlich der KostenhÃ¶he sind gescheitert.

Mit Schreiben unter dem 31. Oktober 2004 beantragte der Antragsteller die
WeitergewÃ¤hrung der Eingliederungshilfe (in Form der KostenÃ¼bernahme fÃ¼r
die durch den privaten mobilen Dienst Autismus erbrachten FÃ¶rderstunden.

Unter dem 21. Februar 2005 schloss der Antragsgegner mit dem Lebenshilfe e. V. F
einen Vertrag Ã¼ber das Erbringen und die Abgeltung von Leistungen nach dem
Sozialgesetzbuch Achtes Buch (SGB VIII) und dem SGB XII fÃ¼r autistische Kinder.
GemÃ¤Ã� Punkt 2.2 der Vereinbarung erfolgt die VergÃ¼tung der im Rahmen
dieser Vereinbarung erbrachen Stunden nach Rechnungslegung in HÃ¶he von 30,51
EUR je Stunde. Mit dem Stundensatz sind gemÃ¤Ã� Punkt 1.3 der Vereinbarung
auch die innerhalb der jeweiligen 60-minÃ¼tigen Fachleistungsstunde zu
erbringende so genannte Verbundarbeit, wie das Vor- und Nachbereiten,
Teamberatungen etc. abgegolten. Fahrtkosten fallen nicht an, da der Lebenshilfe e.
V. F regional tÃ¤tig ist.

Mit Bescheid vom 23./24. MÃ¤rz 2005 gewÃ¤hrte der Antragsgegner dem
Antragsteller Eingliederungshilfe in Form der KostenÃ¼bernahme fÃ¼r
pÃ¤dagogische FÃ¶rdermaÃ�nahmen fÃ¼r die Zeit vom 01. April 2005 bis 31.
MÃ¤rz 2006 in HÃ¶he von vier FÃ¶rdereinheiten zu je 60 Minuten in der Woche mit
einem Kostensatz von 30,51 EUR je Stunde. Im Bescheid fÃ¼hrte der
Antragsgegner u. a. aus: " Als Leistungserbringer steht Ihnen die Lebenshilfe e. V. F
zur VerfÃ¼gung. Sollten Sie sich fÃ¼r einen anderen Leistungserbringer
entscheiden, bitte ich Sie, mich davon schriftlich in Kenntnis zu setzen. Eine
Verrechnung der Kosten erfolgt bis zur bewilligten HÃ¶he direkt mit dem
Leistungserbringer und dem Landkreis Oder-Spree. ".

Hiergegen legte der Antragsteller am 6. April 2005 Widerspruch ein. Zur
BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte er aus, dass die gewÃ¤hrte HÃ¶he der Therapiekosten bei
weitem nicht angemessen sei, um die Kosten fÃ¼r die 16 FÃ¶rderstunden Ã  60
Minuten im Monat laut Ã¤rztlicher Verordnung bei dem bisherigen Therapeuten des
privaten mobilen Dienstes Autismus zu bezahlen. AuÃ�erdem wÃ¼rden die Stunden
fÃ¼r die Anleitung und Beratung seiner Eltern fehlen. Es sei zudem zwingend
notwendig, den bisherigen Betreuer, Herrn W, zu behalten, da nur er aufgrund
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seiner Konstitution und Kraft in der Lage sei, Selbstverletzungen und
FremdgefÃ¤hrdungen des inzwischen in der PubertÃ¤t befindlichen und 1,87 m
groÃ�en Antragstellers zu vermeiden. Da zwischen ihm und Herrn W ein besonderes
VertrauensverhÃ¤ltnis entstanden sei, bestÃ¼nde bei einem Wechsel des
PÃ¤dagogen die Gefahr, dass Fremd- und Autoaggression nicht verhindert werden
kÃ¶nnten.

Der Antragsgegner wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 27. Mai
2005 zurÃ¼ck. Dem Hilfewunsch des Antragstellers kÃ¶nne nicht entsprochen
werden, da die entstehenden Mehrkosten unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig seien. Es sei nicht
erwiesen, dass das Ziel der Eingliederungshilfe nur durch den privaten mobilen
Dienst Autismus im Land Brandenburg erreicht werden kÃ¶nne. Es sei zwar nicht
ausgeschlossen, dass es bei FÃ¶rderung durch eine andere Person anfÃ¤nglich zu
Schwierigkeiten kommen kÃ¶nne, dies sei aber kein Grund, die Hilfe von Anfang an
als unzumutbar und unangemessen abzulehnen.

Am 13. Juni 2005 hat der Antragsteller vor dem Sozialgericht Frankfurt (Oder)
beantragt,

den Antragsgegner im Wege der einstweiligen Anordnung vorlÃ¤ufig zu
verpflichten, ihm Eingliederungshilfe nach dem SGB XII in Form einer
KostenÃ¼bernahme fÃ¼r pÃ¤dagogische MaÃ�nahmen durch den privaten mobilen
Dienst Autismus im Land Brandenburg zu jeweils 4 FÃ¶rdereinheiten in der Woche
in HÃ¶he von insgesamt 412,86 EUR (incl. Verbundsarbeit und Fahrtkosten) zu
gewÃ¤hren.

Mit der von der Antragsgegnerin gewÃ¤hrten Eingliederungshilfe kÃ¶nne seine
FÃ¶rderung nicht gewÃ¤hrt werden. Durch die seit vier Jahren bestehende
FÃ¶rderung durch den mobilen Dienst Autismus sei es dem bisherigen Betreuer
gelungen, insbesondere im Bereich der SprachfÃ¶rderung bei ihm deutliche
Fortschritte zu erzielen. Eine Ã�nderung des Betreuers sei ihm nicht zuzumuten. Er
reagiere aufgrund seiner Behinderung auf VerÃ¤nderungen mit Fremd- und
AutoaggressivitÃ¤t, Verweigerungshaltung, Schreien und aggressiven
AusbrÃ¼chen. Hinzu komme, dass er am so genannten Sotos-Syndrom leide. Diese
Erkrankung fÃ¼hre zu einem sehr schnellen GrÃ¶Ã�enwachstum. Mit zwÃ¶lf Jahren
habe er bereits eine GrÃ¶Ã�e von 1,87 m bei mittlerweile 70 kg erreicht. Bei dieser
Erkrankung trÃ¤ten hÃ¤ufig enorme WachstumsschÃ¼be auf, die mit sehr starken
Schmerzen verbunden seien, ihn stark verunsicherten und die oben genannten
VerhaltensauffÃ¤lligkeiten noch verstÃ¤rken kÃ¶nnten. Der bisherige mÃ¤nnliche
Betreuer sei bereits aufgrund der kÃ¶rperlichen Voraussetzungen und der
besonderen Vertrauensstellung in der Lage, ihm (dem behinderten Antragsteller)
gewachsen zu sein. Bei der von der Antragsgegnerin angebotenen Betreuung durch
den Lebenshilfe e. V. F stehe demgegenÃ¼ber nur eine weibliche Fachkraft zur
VerfÃ¼gung, die bereits aufgrund ihrer kÃ¶rperlichen Voraussetzungen besonderen
Betreuungssituationen nicht gewachsen sein kÃ¶nne. Eine FÃ¶rderung durch die
Fachkraft des Lebenshilfe e. V. F habe Ã¼berdies vor vielen Jahren (1994) keinerlei
Verbesserungen gebracht. Erst seit der FÃ¶rderung durch den privaten mobilen
Dienst Autismus seit 2001 erfahre er ungeahnte Fortschritte. Zu berÃ¼cksichtigen

                               3 / 9



 

sei auch, dass bei ihm nun die PubertÃ¤t beginne, was zu weiteren Schwierigkeiten
fÃ¼hre, da insbesondere Aggressionen gegen sich selbst und andere zuweilen
unvorbereitet auftreten kÃ¶nnten. Ihn als schwerstbehinderten Jungen sei ein
Wechsel "von heute auf morgen", der bei seinem Behinderungsbild nicht ohne
Destabilisierung und RÃ¼ckschritten bei der FÃ¶rderung vonstatten gehen kÃ¶nne,
nicht zuzumuten. Ein unvorbereiteter Wechsel zu einem vÃ¶llig anderen Anbieter,
der auch nicht Ã¼ber die besonderen Kenntnisse bei der Sprachvermittlung und
Sprachheilkunde verfÃ¼ge, entspreche nicht seinem Bedarf.
UnverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ige Mehrkosten seien vorliegend nicht festzustellen, eingedenk
des besonderen Betreuungsbedarfes und der Tatsache, dass unabhÃ¤ngig davon
eine andere geeignete Betreuung nicht ersichtlich sei. Es bestehe auch ein
Anordnungsgrund, denn er sei zurzeit ohne (geeignete) FÃ¶rderung, was zu
erheblichen Aggressionen gegen sich selbst und Dritte (Schwester und Mutter)
gefÃ¼hrt habe und bei weiter fehlender FÃ¶rderung immer verstÃ¤rkter auftreten
werde. Seine Eltern seien nicht â�� auch nicht vorÃ¼bergehend â�� in der Lage, die
Finanzierung des privaten mobilen Dienstes Autismus aufzubringen.

Der Antragsteller reichte ferner eine KurzeinschÃ¤tzung Ã¼ber seine Entwicklung
im Zeitraum September 2001 bis MÃ¤rz 2005 durch den privaten mobilen Dienst
Autismus im Land Brandenburg von MÃ¤rz 2005, eine elterliche Stellungnahme
Ã¼ber ihn vom 6. Juni 2005 sowie Ã¤rztliche Stellungnahmen der CharitÃ© â��
UniversitÃ¤tsmedizin Berlin â�� vom 17. Mai 2005, der Kinderklinik der Landesklinik
Brandenburg vom 24. September 2003 und 31. MÃ¤rz 2005 sowie der CharitÃ© â��
Campus Virchow-Klinikum â�� vom 08. Juni 2005 zum Verfahren.

Der Antragsgegner hat erstinstanzlich unter Bezugnahme auf eine interne
Stellungnahme seines Sozialamtes vom 21. Juni 2005 beantragt, den Antrag
abzulehnen.

In der Stellungnahme heiÃ�t es im Wesentlichen, es kÃ¶nne nicht von vornherein
davon ausgegangen werden, dass ein anderer FÃ¶rderer RÃ¼ckschritte
beziehungsweise grundlegend andere Verhaltensweisen beim Antragsteller
hervorrufe. Die FÃ¶rderung durch eine andere Person kÃ¶nne zwar zu
anfÃ¤nglichen Schwierigkeiten fÃ¼hren, dies sei aber kein Grund, die Hilfe von
Anfang an als unzumutbar und unangemessen abzulehnen. Auch der Auffassung,
dass nur ein mÃ¤nnlicher Therapeut den gewÃ¼nschten Erfolg bringen kÃ¶nne,
kÃ¶nne nicht gefolgt werden. Die Befindlichkeiten gegenÃ¼ber der Betreuerin des
Lebenshilfe e. V. F kÃ¶nnten nicht nachvollzogen werden. Da zum jetzigen
Zeitpunkt aufgrund der Ablehnung des angebotenen Leistungserbringers durch die
Familie des Antragstellers keine FÃ¶rderung durchgefÃ¼hrt werde, sei bei
Neubeginn in jedem Fall eine erneute EingewÃ¶hnungsphase zu durchlaufen.
AuÃ�erdem wechselten auch in anderen Lebensbereichen die Bezugspersonen des
Antragstellers, womit er ebenfalls zurechtkommen mÃ¼sse. Der Lebenshilfe e. V. F
biete aufgrund der eingereichten Ausbildungsnachweise die gleiche
autismusspezifische Therapie an wie der private mobile Dienst. Der Kostensatz des
privaten mobilen Dienstes Autismus Ã¼bersteige den Kostensatz des Lebenshilfe e.
V. F um 11,48 EUR pro FÃ¶rdereinheit. ZusÃ¤tzlich fielen erhebliche Anreise- und
Fahrtkosten an, so dass das Angebot des privaten mobilen Dienstes viel zu teuer
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sei. Der Antragsgegner hat ferner das Vorliegen eines Anordnungsgrundes
bestritten. Eine EilbedÃ¼rftigkeit sei deswegen nicht gegeben, weil dem
Antragsteller eine FÃ¶rdermÃ¶glichkeit von vier FÃ¶rdereinheiten je 60 Minuten
angeboten, von diesem jedoch nicht angenommen worden sei.

Das Sozialgericht Frankfurt (Oder) hat den Antrag auf Erlass einer einstweiligen
Anordnung mit Beschluss vom 6. Oktober 2005 abgelehnt. Nach der allein
maÃ�geblichen kursorischen PrÃ¼fung kÃ¶nne das Ziel der begehrten
EingliederungshilfemaÃ�nahme gleichermaÃ�en und zumutbar durch das
kostengÃ¼nstigere bereits bewilligte Angebot des Antragsgegners erreicht werden.
Das Wunschrecht des Antragstellers werde durch die Angemessenheit des
Hilfewunsches begrenzt. Der Antragsgegner habe eine gleichermaÃ�en geeignete
FÃ¶rdermaÃ�nahme angeboten. Sowohl der Betreuer des privaten mobilen Dienstes
Autismus im Land Brandenburg als auch die Betreuerin des Lebenshilfe e. V. F
verfÃ¼gten Ã¼ber die fÃ¼r einen solchen Einsatz erforderliche beziehungsweise
notwendige Ausbildung. Allein der Umstand, dass die Betreuerin des Lebenshilfe e.
V. F aufgrund ihrer Konstitution nicht in der Lage sein solle, die begehrte
FÃ¶rdermaÃ�nahme durchzufÃ¼hren, rechtfertige nicht die Annahme, dass das
durch den Antragsgegner unterbreitete Angebot nicht realisierbar sei. Die
Vermittlung und Weiterentwicklung von FÃ¤higkeiten, Kenntnissen und Fertigkeiten
auf dem Gebiet der sprachlichen, kommunikativen und kognitiven FÃ¶rderung und
Entwicklung des Antragstellers hÃ¤nge grundsÃ¤tzlich nicht von der kÃ¶rperlichen
Verfassung des damit befassten pÃ¤dagogischen Personals ab. Inwieweit sich
allerdings die Besonderheit der Behinderung als auch die einsetzende PubertÃ¤t
des Antragstellers auf den Eingliederungserfolg auswirken kÃ¶nnten, kÃ¶nne im
Rahmen eines Verfahrens im einstweiligen Rechtsschutz nicht festgestellt werden
und bleibe dem Hauptsacheverfahren durch eine gegebenenfalls durchzufÃ¼hrende
Beweiserhebung beziehungsweise medizinische Begutachtung vorbehalten. Im
Ã�brigen sei davon auszugehen, dass es unter BerÃ¼cksichtigung der
persÃ¶nlichen und beruflichen Dispositionsfreiheit des Einzelnen ohnehin keine
GewÃ¤hr fÃ¼r eine konstante und dauerhafte Betreuung durch eine einzige
Bezugsperson geben kÃ¶nne.

Der Antragsteller hat gegen den Beschluss des Sozialgericht Frankfurt (Oder) am 9.
November 2005 Beschwerde eingelegt, der das Sozialgericht nicht abgeholfen hat.
Neben den bereits erstinstanzlich vorgetragenen Argumenten verweist er darauf,
dass mit der vom Antragsgegner angebotenen FÃ¶rderung die direkte FÃ¶rderung
gekÃ¼rzt werde, da in dem Stundensatz des Lebenshilfe e. V. bereits die so
genannte Verbundarbeit, wie das Vor- und Nachbereiten, eingeschlossen sei. Seine
direkte FÃ¶rderung betrage lediglich 80 %, d. h. 48 Minuten. Angesichts der
Schwere seiner Behinderung und der Ã¤rztlichen EinschÃ¤tzung der Landesklinik
Brandenburg, die erhebliche Selbst- und FremdaggressivitÃ¤t und besondere
Schwierigkeit bei seiner Betreuung beschreibe und die unerlÃ¤ssliche FortfÃ¼hrung
der bisherigen FÃ¶rderung deutlich mache, sei eine KÃ¼rzung der unmittelbaren
FÃ¶rderung nicht gerechtfertigt. Es sei nicht erkennbar, wie mit einem derart gering
bemessenen Stundensatz eine angemessene FÃ¶rderung in seinem Falle bewÃ¤ltigt
werden solle. Nicht nur der private mobile Dienst Autismus, sondern auch alle
anderen TrÃ¤ger mit vergleichbaren vertraglichen Leistungen hÃ¤tten
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entsprechende VergÃ¼tungen wie der private mobile Dienst Autismus vereinbart
und mÃ¼ssten diese fÃ¼r eine angemessene Betreuung auch zugrunde legen.

Der Antragsteller beantragt sinngemÃ¤Ã�,

den Beschluss des Sozialgerichts Frankfurt (Oder) vom 6. Oktober 2005 aufzuheben
und den Antragsgegner vorlÃ¤ufig zu verpflichten, ihm Eingliederungshilfe nach
dem SGB XII in Form einer KostenÃ¼bernahme fÃ¼r pÃ¤dagogische MaÃ�nahmen
durch den privaten mobilen Dienst Autismus im Land Brandenburg zu jeweils vier
FÃ¶rdereinheiten in der Woche in HÃ¶he von insgesamt 412,86 EUR (inklusive
Verbundarbeit und Fahrtkosten) zu gewÃ¤hren.

Der Antragsgegner hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend und
beantragt,

die Beschwerde zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
Gerichtsakte sowie den Verwaltungsvorgang des Antragsgegners Bezug
genommen, die vorgelegen haben und Gegenstand der Beratung und Entscheidung
gewesen sind.

II.

Die Beschwerde ist zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet.

Nach Â§ 86 b Abs. 2 Satz 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) sind einstweilige
Anordnungen zur Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustands in Bezug auf ein streitiges
RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig, wenn eine solche Regelung zur Abwendung
wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint. Die Notwendigkeit der vorlÃ¤ufigen
Regelung (Anordnungsgrund) und der geltend gemachte Anspruch
(Anordnungsanspruch) sind glaubhaft zu machen (Â§ 86 b Abs. 2 Satz 3 SGG i. V. m.
Â§Â§ 920 Abs. 2, 294 Zivilprozessordnung â�� ZPO -).

Die danach zu treffende Eilentscheidung kann sowohl auf eine FolgenabwÃ¤gung
(Folgen einer Stattgabe gegenÃ¼ber den Folgen bei Ablehnung des Eilantrages)
sowie auch auf eine summarische PrÃ¼fung der Erfolgsaussichten in der
Hauptsache gestÃ¼tzt werden (vgl. BVerfG, NVwZ-RR 1999, S. 217).

Sofern sich das Gericht an den Erfolgsaussichten der Hauptsache orientiert, ist es
verpflichtet, die Sach- und Rechtslage nicht nur summarisch, sondern
abschlieÃ�end zu prÃ¼fen, wenn â�� wie hier â�� das einstweilige
Rechtsschutzverfahren â�� jedenfalls bezogen auf einen bestimmten Zeitraum â��
vollstÃ¤ndig die Bedeutung des Hauptsacheverfahrens Ã¼bernimmt und eine
endgÃ¼ltige Verhinderung der Grundrechtsverwirklichung eines Beteiligten droht
(vgl. BVerfG 1 BvR 569/05 vom 12. Mai 2005, Breithaupt 2005, Seite 803 ff.).

EntschlieÃ�t sich das Gericht zu einer Entscheidung auf dieser Grundlage, so
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dÃ¼rfen die Anforderungen an die Glaubhaftmachung durch den Antragsteller des
Eilverfahrens nicht Ã¼berspannt werden. Ist dem Gericht dagegen eine
vollstÃ¤ndige AufklÃ¤rung der Sach- und Rechtslage im Eilverfahren nicht mÃ¶glich,
so ist anhand einer FolgenabwÃ¤gung zu entscheiden (vgl. BVerfG NVwZ-RR 2001,
Seite 694 ff.).

Nach MaÃ�gabe dieser GrundsÃ¤tze ist vorliegend sowohl ein Anordnungsanspruch
und Anordnungsgrund vom Antragsteller hinreichend glaubhaft gemacht worden als
auch eine FolgenabwÃ¤gung zu seinen Gunsten vorzunehmen.

Ein Anspruch des Antragstellers auf die begehrte Einzelfallhilfe gemÃ¤Ã� Â§ 53 Abs.
1, Â§ 54 Abs. 1 Nr. 1 SGB XII ist Ã¼berwiegend wahrscheinlich. Der Antragsteller
zÃ¤hlt aufgrund seiner Behinderung zum anspruchsberechtigten Personenkreis
nach Â§ 53 Abs. 1 SGB XII; ebenfalls zwischen den Beteiligten unstreitig stellt die
begehrte Leistung nach Art und Umfang in HÃ¶he von vier FÃ¶rderstunden je 60
Minuten in der Woche Einzelfallhilfe eine erforderliche und geeignete MaÃ�nahme
im Sinne des Â§ 54 Abs. 1 Nr. 1 SGB XII dar. Der Antragsteller hat auch einen
Anspruch auf GewÃ¤hrung der Eingliederungshilfe in HÃ¶he der von ihm
beantragten Kosten fÃ¼r die FÃ¶rderung durch den mobilen Dienst Autismus mit
der im einstweiligen Rechtsschutzverfahren nur erforderlichen hinreichenden
Wahrscheinlichkeit glaubhaft gemacht.

Das Begehren des Antragstellers, die Kosten fÃ¼r eine Einzelfallhilfe durch den
mobilen Dienst Autismus zu Ã¼bernehmen und nicht auf die von dem Lebenshilfe e.
V. F in Ansatz gebrachten Satz zu beschrÃ¤nken, ist Ausdruck seines Wunsches
nach einer bestimmten Gestaltung der Eingliederungshilfe.

Den WÃ¼nschen des Leistungsberechtigten, die sich auf die Gestaltung der Hilfe
richten, soll nach Â§ 9 Abs. 2 Satz 1 SGB XII entsprochen werden, soweit sie
angemessen sind. Die Angemessenheit richtet sich nach den Besonderheiten des
Einzelfalles, vor allem nach der Person des Leistungsberechtigten, der Art seines
Bedarfs und den Ã¶rtlichen VerhÃ¤ltnissen (Â§ 9 Abs. 1 SGB XII).

Nach Â§ 9 Abs. 2 Satz 3 SGB XII soll der TrÃ¤ger der Sozialhilfe regelmÃ¤Ã�ig
WÃ¼nschen nicht entsprechen, deren ErfÃ¼llung mit unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igen
Mehrkosten verbunden wÃ¤re. Nach dieser Vorschrift hat der SozialhilfetrÃ¤ger
einen Kostenvergleich zwischen der gewÃ¼nschten Leistung und anderen
geeigneten und zumutbaren Hilfeangeboten vorzunehmen. Fallen wunschbedingte
Mehrkosten an, erschÃ¶pft sich die Frage nach ihrer (Un-)VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit
nicht in einem rein rechnerischen Kostenvergleich. Die VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit
betrifft die Relation zwischen der gewÃ¼nschten Gestaltung der Hilfe und den
damit verbundenen Mehrkosten. Die Mehrkosten dÃ¼rfen zum angestrebten
Verwendungszweck nicht auÃ�er VerhÃ¤ltnis stehen. Der Mehrkostenvorbehalt in 
Â§ 9 Abs. 2 Satz 3 SGB XII verlangt daher eine wertende Betrachtungsweise. Zu
berÃ¼cksichtigen ist vor allem das Gewicht, das der vom Leistungsberechtigten
gewÃ¼nschten Gestaltung der Hilfe im Hinblick auf seine individuelle Notsituation
beizumessen ist. Dabei sind alle Besonderheiten des Einzelfalles in den Blick zu
nehmen. Je grÃ¶Ã�er die BedarfsnÃ¤he der gewÃ¼nschten Hilfegestaltung ist, um
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so "berechtigter" kann der Wunsch des Leistungsberechtigten sein.

Der vom Sozialgericht zugrunde gelegte Mehrkostenvorbehalt in Â§ 9 Abs. 2 Satz 3
SGB XII steht dem Anspruch auf Ã�bernahme der Kosten, die durch eine
Inanspruchnahme des mobilen Dienstes Autismus entstehen, nicht entgegen. Denn
der Leistungsberechtigte muss sich Mehrkosten nur im Vergleich zu
bedarfsgerechten Alternativen entgegenhalten lassen, durch die sein Hilfebedarf
sozialhilferechtlich vollstÃ¤ndig gedeckt wird. Dies ist vorliegend schon deswegen
nicht der Fall, weil in der vom Antragsgegner angebotenen Leistung durch den
Lebenshilfe e. V. F eine individuelle Betreuung des Antragstellers in einem zeitlichen
Umfang von lediglich 48 Minuten enthalten ist. In dem Stundensatz des Lebenshilfe
e. V. F in HÃ¶he von 30,51 EUR ist nÃ¤mlich die so genannte Verbundarbeit, d. h.
das Vor- und Nachbereiten sowie die Arbeit mit den Eltern des Antragstellers, nicht
enthalten. Der Antragsteller hat aber â�� auch nach Auffassung des Antragsgegners
â�� einen Anspruch auf unmittelbare FÃ¶rderung von viermal einer Zeitstunde pro
Woche. DarÃ¼ber hinaus ist die dem Antragsteller angebotene FÃ¶rderung durch
den Lebenshilfe e. V. diesem nach den im Verfahren vorgelegten Ã¤rztlichen
Stellungnahmen der Landesklinik Brandenburg auch nicht zuzumuten. Nach der
Ã¤rztlichen Stellungnahme der Landesklinik Brandenburg vom 31. MÃ¤rz 2005 (Bl.
18 der Akte) ist die FortfÃ¼hrung des seit vier Jahren durch die Betreuung des
mobilen Dienstes Autismus erarbeiteten FÃ¶rderprogramms durch "eine konstante
mÃ¤nnliche therapeutische Bezugsperson mit besonderen Kenntnissen der
Sprachanbahnung unerlÃ¤sslich, um RÃ¼ckschritte und eine Destabilisierung des
jede Umstellung an eine neue Person nur schwer verkraftenden Jungen zu
vermeiden". Aus dem Bericht des privaten mobilen Dienstes Autismus vom MÃ¤rz
2005 Ã¼ber die Entwicklung des Antragstellers im Zeitraum 09/01 bis 03/05 (Bl. 29
d. Akte) geht hervor, dass dieser erhebliche, sich Ã¼ber einen Zeitraum von sechs
Monaten erstreckende Schwierigkeiten gehabt hatte, einen frÃ¼heren
Therapeutenwechsel zu verkraften. Der Antragsteller hat mit der Vorlage dieser
Stellungnahmen im Rahmen des vorlÃ¤ufigen Rechtsschutzes hinreichend glaubhaft
gemacht, dass ihm ein Therapeutenwechsel nicht zumutbar ist. Denn
Glaubhaftmachung bedeutet nicht "Beweis", sondern Ã�berzeugung des Gerichts
von der Ã¼berwiegenden Wahrscheinlichkeit einer behaupteten Tatsache durch die
Vorlage geeigneter Beweismittel (vgl. Â§ 294 ZPO; BVerfGE 38,39).

Soweit sich im Rahmen des Verfahrens im einstweiligen Rechtsschutz nicht
endgÃ¼ltig feststellen lassen kann, inwieweit die Besonderheiten der
Behinderungen des Antragstellers als auch seine einsetzende PubertÃ¤t sich auf
den Eingliederungserfolg und die Anforderungen an die Person des Therapeuten
auswirken kÃ¶nnen, weil hierzu eine medizinische Begutachtung des Antragstellers
von NÃ¶ten ist, kann dies nicht zur Versagung des beantragten Eilrechtsschutzes
fÃ¼hren.

In diesem Fall hat vielmehr eine AbwÃ¤gung der Folgen stattzufinden. Die gebotene
FolgenabwÃ¤gung fÃ¼hrt vorliegend zu einem fÃ¼r den Antragsteller gÃ¼nstigen
Ergebnis. Die Folgen einer ungerechtfertigten Ablehnung des Eilantrages wÃ¼rden
nÃ¤mlich ungleich schwerer wiegen als die Folgen einer sich im
Hauptsacheverfahren nicht bestÃ¤tigenden Stattgabe.
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Sollte sich im Ergebnis der medizinischen Untersuchung im Hauptsacheverfahren
herausstellen, dass das Vorbringen des Antragstellers im vorliegenden Verfahren
zugetroffen hat, wÃ¤re bei Ablehnung des Eilantrages der Erfolg der
Eingliederungshilfe schwer und nachhaltig gestÃ¶rt. Es wÃ¤re dann nÃ¤mlich davon
auszugehen, dass der Antragsteller destabilisiert wÃ¤re und in seiner persÃ¶nlichen
Entwicklung erhebliche RÃ¼ckschritte gemacht hÃ¤tte, weil eine FÃ¶rderung
entweder unterblieben oder durch eine ungeeignete Person durchgefÃ¼hrt worden
wÃ¤re. Zu befÃ¼rchten wÃ¤re dann insbesondere ein verstÃ¤rktes Auftreten von
fremd- und selbstaggressiven Handlungen. Diesen nachteiligen Folgen fÃ¼r die
grundrechtlichen Belange des Antragstellers (Art. 2 Abs. 1 GG) im Falle einer sich im
Hauptsacheverfahren nicht bestÃ¤tigenden Versagung des vorlÃ¤ufigen
Rechtsschutzes stehen fÃ¼r den Fall einer sich letztlich als ungerechtfertigt
erweisenden Stattgabe ausschlieÃ�lich finanzielle Belastungen des Antragsgegners
durch die Ã�bernahme der hÃ¶heren Kosten gegenÃ¼ber.

Ein Anordnungsgrund besteht. Ein weiteres Aussetzen der FÃ¶rderung bis zum
Ergehen einer vollziehbaren Entscheidung im Hauptsacheverfahren hÃ¤tte fÃ¼r
den Antragsteller unzumutbare Folgen. Namentlich wÃ¼rde der bislang bereits
erreichte Eingliederungserfolg in Frage gestellt werden. Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass
es den Eltern des Antragstellers â�� entgegen ihrem Vorbringen â�� mÃ¶glich
wÃ¤re, die erheblichen Kosten der FÃ¶rdermaÃ�nahme vorzufinanzieren, sind nicht
erkennbar.

Bis zu einer endgÃ¼ltigen KlÃ¤rung der Zumutbarkeit eines Betreuerwechsels zu
der dem Antragsteller angebotenen Betreuerin des Lebenshilfe e. V. F im
Hauptsacheverfahren war daher der Antragsgegner zu verpflichten, die Kosten fÃ¼r
die Eingliederungshilfe in der beantragten HÃ¶he zu leisten.

Dieser Beschluss kann nicht mit der Beschwerde angefochten werden (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 19.06.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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